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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1994 durch den 
Vorsitzenden Richter Wolf und die Richter Dr. Paulusch, 
Groß, Dr. Hübsch und Ball

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe - 13. Zivilse­
nat in Freiburg - vom 7. Juli 1993 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte hatte in den USA einen Oldtimer der Marke 
Maserati-Ghibli gekauft, an dem noch umfangreiche Arbeiten 
vorgenommen werden mußten. Diese ließ der Beklagte überwie­
gend in der Werkstatt des Zeugen St. ausführen.
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Durch Vertrag vom 5. April 1990 verkaufte er das Fahr­
zeug unter formularmäßigem Ausschluß jeglicher Gewährlei­
stung an den Geschäftsführer der Klägerin, an dessen Stelle 
Anfang Juni 1990 die Klägerin selbst in den Vertrag ein­
trat. Als Jahr der Erstzulassung ist im Vertrag 1970 ange­
geben. Außerdem enthält dieser den Vermerk, daß der Motor 
überholt worden sei. Der zunächst vereinbarte Kaufpreis von 
220.000 DM wurde bei der Übergabe des Fahrzeugs am 19. Juni 
1990 wegen einiger Mängel auf 208.000 DM ermäßigt und in 
dieser Höhe von der Klägerin gezahlt. Durch Anwaltsschrei­
ben vom 31. Dezember 1990 ließen sowohl die Klägerin als 
auch deren Geschäftsführer den Kaufvertrag wegen arglisti­
ger Täuschung anfechten.

Mit der vorliegenden Klage hat die Klägerin den Beklag­
ten auf Rückzahlung des Kaufpreises nebst Zinsen Zug um Zug 
gegen Herausgabe des Fahrzeugs in Anspruch genommen. Sie 
hat behauptet, der Beklagte habe ihr arglistig verschwie­
gen, daß er die Teile für das Fahrzeug weltweit zusammenge­
kauft habe und Motor, Kupplung sowie Getriebe nicht zuein­
ander paßten, weil sie aus verschiedenen Produktionsjahren 
stammten. Motor und Kupplung seien nicht authentisch, da 
sie in der im Fahrzeug eingebauten Ausführung nur bis Au­
gust 1968 vom Hersteller verwendet worden seien.

Der Beklagte hat ein arglistiges Verhalten in Abrede 
gestellt und geltend gemacht, ihm sei von seinem Verkäufer 
in den USA zugesichert worden, daß es sich bei dem zusammen 
mit dem Fahrzeug gekauften Motor und Getriebe, die sich au­
ßerhalb des Wagens befunden hätten, weil dieser in den USA
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zuletzt mit einem Chevrolet-Motor gelaufen sei, um Origi­
nalteile handele.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Ober­
landesgericht hat die Berufung des Beklagten zurückgewiesen 
und auf die Anschlußberufung der Klägerin festgestellt, daß 
sich der Beklagte mit der Rücknahme des Fahrzeugs in Annah­
meverzug befinde. Hiergegen richtet sich die Revision des 
Beklagten, mit der er weiterhin Klageabweisung erstrebt.

Entscheidungsgründe:

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, der Beklagte 
habe der Klägerin bzw. deren Geschäftsführer arglistig ver­
schwiegen, daß der in das Fahrzeug eingebaute Motor nicht 
original sei, d.h. nicht aus derselben Zeit wie das übrige 
Fahrzeug stamme. Er habe im Kaufvertrag als Erstzulassung 
das Jahr 1970 angegeben. Aller Wahrscheinlichkeit nach sei 
das Fahrzeug, wie sich aus einem Telefax der Firma Maserati 
vom 22. April 1991 ergebe, im Jahre 1969 gebaut worden. So­
wohl bei einem Baujahr 1969 als auch bei einem Baujahr 1970 
hätte eine EinScheibenkupplung in das Fahrzeug gehört, weil 
die Firma Maserati ab August 1968 von der früher verwende­
ten ZweiScheibenkupplung auf die problemlosere Einscheiben­
kupplung umgestellt habe. Das streitige Fahrzeug besitze 
jedoch eine Zweischeibenkupplung, wobei die Schwungscheibe 
des Motors für diese Zweischeibenkupplung dimensioniert
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sei. Es sei davon auszugehen, daß der Beklagte zumindest 
damit gerechnet habe, die an dem eingebauten Motor befind­
liche Schwungscheibe und die Kupplung gehörten nicht zu dem 
Fahrzeug, da es sich um ein solches des Baujahrs 1969 "bzw. 
nach Vertrag 1970" gehandelt habe. Denn der mit dem Einbau 
des Motors beauftragte Zeuge St. habe dem Beklagten zu­
nächst erklärt, die von ihm gestellten Teile paßten nicht 
zusammen. Der Beklagte habe dem Zeugen allerdings geantwor­
tet, er könne durch den schriftlichen Vertrag mit seinem 
Verkäufer aus den USA beweisen, daß alle gekauften Teile 
zusammenpaßten. Diesen Vertrag mit der entsprechenden Er­
klärung des Verkäufers habe der Beklagte nicht vorzulegen 
vermocht. Eine solche Zusicherung enthielten auch die Ver­
träge nicht, die der Beklagte in einem gegen ihn wegen 
Zollvergehens geführten Strafverfahren vorgelegt habe.
Nicht zuletzt spreche für eine Arglist des Beklagten, daß 
er in dem Vertrag vom 5. April 1990 "das Baujahr 1970" an­
gegeben habe, obwohl es sich nach "den von ihm vorgelegten 
Unterlagen" um ein Fahrzeug des Baujahrs 1968 gehandelt ha­
ben müßte. Daß möglicherweise der eingebaute Motor nicht zu 
dem Fahrzeug passe, habe der Beklagte dem Geschäftsführer 
der Klägerin nicht offenbart; er trage nämlich vor, selbst 
gutgläubig gewesen zu sein. Von letzterem könne anderer­
seits aufgrund der dargestellten Umstände nicht ausgegangen 
werden. Vielmehr habe der Beklagte zumindest Zweifel daran 
gehabt, daß die Teile zusammenpaßten. Er sei deshalb ver­
pflichtet gewesen, die "ihm bekannten Verdachtsmomente" an 
die Klägerin weiterzugeben, weil es - was auch der Beklagte 
gewußt habe - für den Wert eines Oldtimer-Fahrzeugs und da­
mit auch für die Kaufentscheidung des Käufers von entschei­
dender Bedeutung sei, ob der Motor original sei. Bei ent-
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sprechender Aufklärung durch den Beklagten hätte die Kläge­
rin das Fahrzeug jedenfalls nicht zu dem vereinbarten Preis 
erworben. Da die Klägerin schon aus den dargelegten Gründen 
den Kaufvertrag wirksam wegen arglistiger Täuschung ange- 
fochten habe, komme es nicht mehr darauf an, ob auch das 
eingebaute Getriebe nicht original sei und der Beklagte in­
soweit arglistig gehandelt habe. Ebenso könne dahinstehen, 
ob eine Anfechtung wegen arglistiger Täuschung ferner des­
halb gerechtfertigt wäre, weil der Beklagte verschwiegen 
habe, daß die Kardanwelle bis auf die Flanschen neu herge­
stellt worden sei, und weil der Beklagte, sofern das Fahr­
zeug tatsächlich 1969 gebaut worden sei, ein falsches Bau­
jahr, nämlich 1970, angegeben habe.

II. 1. Mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begrün­
dung läßt sich das angefochtene Urteil nicht halten. Die 
Feststellung, der Beklagte habe den Geschäftsführer der 
Klägerin beim Kauf des Maserati arglistig getäuscht, beruht
- was die Revision zu Recht rügt - auf einer verfahrensfeh­
lerhaften Würdigung der erhobenen Beweise und der tatsäch­
lichen Umstände.

a) Gefolgt werden kann dem Berufungsgericht zwar darin, 
für den Wert eines Oldtimers sei von entscheidender Bedeu­
tung, daß der eingebaute Motor jedenfalls in dem Sinne ori­
ginal sei, daß er aus derselben Zeit wie das übrige Fahr­
zeug stamme. In nicht zu beanstandender Weise ist das Beru­
fungsgericht ferner aufgrund der von der Klägerin vorgeleg­
ten Auskunft der Firma Maserati vom 22. April 1991 davon 
ausgegangen, daß das Baujahr des Maserati nach 1968
- höchstwahrscheinlich in 1969 ("Manufacture sett. 1969") -
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liegt. Diese Feststellung hält sich im Rahmen der dem Tat­
richter zustehenden freien Beweiswürdigung. Soweit das Be­
rufungsgericht alternativ ein Baujahr 1970 "nach Vertrag" 
zugrundegelegt hat, verkennt es indessen, daß der Beklagte 
mit der im Vertrag genannten Jahreszahl 1970 nicht das Bau­
jahr, sondern - wie es eingangs des Tatbestands und der 
Entscheidungsgründe selbst festgestellt hat - das Jahr der 
Erstzulassung angegeben hat und beides sich nicht decken 
muß.

Zutreffend hat das Berufungsgericht auch dem von der 
Klägerin vorgelegten Ersatzteilverzeichnis der Firma Mase­
rati entnommen, daß ZweiScheibenkupplungen nur bis zum 
12. August 1968 eingebaut wurden und danach die - besse­
ren - Einscheibenkupplungen, so daß der Motor des streiti­
gen Fahrzeugs, um original zu sein, statt der eingebauten 
ZweiScheibenkupplung eine Einscheibenkupplung aufweisen 
müßte.

b) Die weiteren Annahmen des Berufungsgerichts, der Be­
klagte habe zumindest damit gerechnet, daß die eingebaute 
Zweischeibenkupplung mit der dazugehörenden Schwungscheibe 
angesichts des Baujahrs des Fahrzeugs (1969 bzw. 1970) 
nicht zu diesem gehörten, und er habe diesen Umstand der 
Klägerin pflichtwidrig und arglistig nicht offenbart, wer­
den durch die hierfür gegebene Begründung aber nicht getra­
gen.

aa) Den Schluß, der Beklagte habe damit gerechnet, die 
eingebaute ZweiScheibenkupplung - und demzufolge der Mo­
tor - stamme aus einer früheren Zeit als das Fahrzeug im
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übrigen, hat das Berufungsgericht daraus abgeleitet, daß 
der Zeuge St., der den Motor in das Fahrzeug eingebaut hat, 
dem Beklagten zunächst erklärt habe, die von diesem ge­
stellten Teile paßten nicht zusammen. Aus der protokollier­
ten Aussage des Zeugen ergibt sich jedoch nicht, daß sich 
diese Erklärung auf die Kupplung, auf die das Berufungsge­
richt ausschließlich abgestellt hat, bezog. Daß der Zeuge 
einen solchen Bezug über seine protokollierte Aussage hin­
aus bekundet habe, hat das Berufungsgericht nicht darge­
legt. Was konkret nicht zusammenpaßte, waren nach dem In­
halt des Vernehmungsprotokolls die Motoraufhängung und dar­
über hinaus die Kardanwelle, die etwas zu kurz war, was of­
fensichtlich damit zusammenhing, daß Motoraufhängung und 
Kardanwelle geändert worden waren, als von einem Vorbesit­
zer in den USA ein Chevrolet-Motor in das Fahrzeug einge­
baut wurde. Soweit der Zeuge ausweislich einer anderen 
Stelle des Protokolls angab, er habe dem Beklagten vorge­
halten, "die Teile würden nicht zueinander passen", ist 
nicht ersichtlich, um welche Teile es sich dabei handelte. 
Das Berufungsgericht hat dazu keine Feststellungen getrof­
fen.

Läßt sich damit die Annahme des Berufungsgerichts, der 
Beklagte habe zumindest damit gerechnet, daß die zu dem 
eingebauten Motor gehörenden Schwungscheibe und Kupplung 
vom Baujahr her nicht zu dem Fahrzeug gehörten, nicht auf 
die Erklärung des Zeugen St. stützen, die Teile paßten 
nicht zusammen, so kann dem Beklagten auch keine entspre­
chende Offenbarungspflicht und erst recht kein arglistiges 
Verschweigen angelastet werden.
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bb) Auch das weitere, vom Berufungsgericht als gewich­
tig angesehene Argument, "nicht zuletzt" deute auf eine 
Arglist des Beklagten hin, daß er im Kaufvertrag "das Bau­
jahr” 1970 angegeben habe, "obwohl nach den von ihm vorge­
legten Unterlagen es sich um ein Fahrzeug des Baujahrs 1968 
gehandelt haben müßte", ist nicht tragfähig. Dabei kann da­
hinstehen, um welche Unterlagen es sich - was dem Beru­
fungsurteil nicht zweifelsfrei entnommen werden kann - 
hierbei handelt. Wenn der Beklagte nämlich auf der Grundla­
ge dieser Unterlagen von einem Baujahr 1968 ausgegangen 
ist, dann mußten sich ihm jedenfalls schon deshalb keine 
Zweifel an der "Originalität" der Zweischeibenkupplung auf- 
drängen, weil diese immerhin bis zum 12. August 1968 bei 
Maserati ausschließlich eingebaut wurde.

2. Das Berufungsurteil läßt sich auch nicht mit anderer 
Begründung aufrechterhalten. Ob aus dem Verschweigen der in 
dem angefochtenen Urteil außerdem angeführten Umstände 
eventuell eine arglistige Täuschung durch den Beklagten ab­
geleitet werden könnte, hat das Berufungsgericht ausdrück­
lich offengelassen. Der Senat vermag dies mangels tatsäch­
licher Feststellungen nicht selbst zu entscheiden. Das Be­
rufungsgericht wird diese erforderlichenfalls nachzuholen 
haben.
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Soweit das Berufungsgericht allerdings eine arglistige 
Täuschung durch "die Angabe des falschen Baujahrs 1970" in 
Erwägung gezogen hat, wird es bei der erneuten Entscheidung 
zu beachten haben, daß der Beklagte kein "Baujahr" 1970 an­
gegeben hat (vgl. oben II 1 a).

Wolf Dr. Paulusch Groß
Dr. Hübsch Ball
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